nn  Stadt Bern

Gemeinderat

Reglement Uber Klimaschutz (Klimareglement, KR); Erlass

Stellungnahme des Gemeinderates zu den Antragen aus der ersten Lesung, Stand 9.12.2021, 18.00 Uhr.

Nr.

Antragstellende

Antrag

Begrundung

Stellungnahme Gemeinderat

GB/JA!

Der Gemeinderat wird beauftragt zu
prifen, wie eine stadtische Mietpreis-
kontrolle bei (energetischen) Sanierun-
gen in der Bauordnung (oder ander-
weitig in einem eigenen Reglement)
verankert werden kann. Der Gemein-
derat soll sich dabei auf die Erfahrun-
gen in den Kantonen Genf und Waadt
stutzen.

Die Umsetzung des Klimareglements
wird zu vielen energetischen Sanierun-
gen fuhren. Damit diese sozialvertrag-
lich sind und nicht zu Uberteuerten Mie-
ten fuhren, braucht es Gegenmassnah-
men. Analog zum Schutz von Wohnraum
bei Wohnungsknappheit (Art. 16a Bau-
ordnung) kénnte auch der Schutz vor
Uberteuerten energetischen Sanierun-
gen in der stadtischen Bauordnung ei-
gentimerverbindlich verankert werden.

Ablehnen

Das Anliegen dieses Antrags ist bereits
mit der in Art. 3 Abs. 3 enthaltenen Sozi-
alvertraglichkeit abgedeckt.




Legende zur Synopsis:
Neu = fett und kursiv

Gestrichen = durchgestrichen

Unverandert = ohne spezielle Formatierung
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1 Die Stadt Bern setzt sich dafiir ein, dass die
Ziele des Ubereinkommens von Paris vom 12.
Dezember 2015 (Klimatibereinkommen) auf
Stadtebene erreicht werden.

Klimareglement, KR neu Antrage Stellungnahme Gemeinderat
Art. 1 Grundsatze FSU? Annehmen
1 Die Stadt Bern setzt sich dafiir ein, dass die | ! Die Stadt Bern setzt sich verbindlich dafir ein,
Ziele des Ubereinkommens von Paris vom dass die Ziele des Ubereinkommens von Paris
12. Dezember 2015 (Klimatibereinkommen)? vom 12. Dezember 2015 (Klimatubereinkommen)?3
erreicht werden. erreicht werden.
FDP/JF, Die Mitte* Annehmen

Die Annahme des Antrags ist jedoch nicht zwingend
notwendig. Mit dem Begriff der «territorialen» CO2-
Emissionen wird bereits ausgesagt, dass es um die
CO2-Emissionen auf stadtischer Ebene geht.
Ubergeordnet miissen die Rahmenbedingungen so
ausgestaltet sein, dass auf stadtischer Ebene ein grif-
figer Klimaschutz mdglich ist.

2 Gie trifft im Rahmen ihrer Zustandigkeiten
die nétigen und geeigneten Massnahmen, um
diese Klimaziele auf ihrem eigenen Gebiet bis
2035 zu erreichen. Dabei achtet sie darauf,

FSU®:

2 Sje trifft im Rahmen ihrer Zustandigkeiten die
nétigen und geeigneten Massnahmen, um diese
Klimaziele auf ihrem eigenen Gebiet spéatestens
bis 2035 zu erreichen. [...]

Annehmen

! SR 0.814.012

2 Begriundung: Der Art. 1 Abs. 4 lautet «Sie nimmt im Bereich des Klimaschutzes eine Vorbildfunktion wahr.»; dem soll deutlich — verbindlich - Rech-

nung getragen werden.
3 SR 0.814.012

4 Begrindung: Bern kann gutes Beispiel fur eine in Sachen Klimaschutz progressive Stadt sein. Klimaschutz auf Kantons- und Bundesebene ist aber
Sache der dafur zustandigen tUbergeordneten Behorden.
5 Begrindung: Das Jahr 2035 soll als Minimalziel statt nur als Ziel zur Erfillung des Pariser Klimatbereinkommens verankert werden.
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Klimareglement, KR neu Antrage Stellungnahme Gemeinderat
dass die Reduktion der Treibhausgasemissio-
nen im Stadtgebiet nicht zur Erhéhung dieser
Emissionen ausserhalb der Stadt fuhrt.
GB/JA!S: Ablehnen

2 Sie trifft im Rahmen ihrer Zustandigkeiten die
ndtigen und geeigneten Massnahmen, um diese
Klimaziele auf ihrem eigenen Gebiet bis 2035
spatestens 2030 zu erreichen. Dabei achtet sie
darauf, dass die Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen im Stadtgebiet nicht zur Erho-
hung dieser Emissionen ausserhalb der Stadt
flhrt.

2035 ist bereits sehr ambitioniert und alle Strategien
der involvierten Partner sind auf diesen Zeitpunkt
ausgerichtet. Wird dieser Zeitpunkt nach vorne ge-
schoben, miussen samtliche Strategien neu erarbeitet
werden. Dies bindet personelle und finanzielle Res-
sourcen, die fur die Umsetzung bendtigt werden. Zu-
dem ist die Planungssicherheit nicht mehr gegeben.

SVP:

2 Sje trifft im Rahmen ihrer Zustandigkeiten die
nétigen und geeigneten Massnahmen, um diese
Klimaziele auf ihrem eigenen Gebiet bis 2035
2070 zu erreichen. Dabei achtet sie darauf, dass
die Reduktion der Treibhausgasemissionen im
Stadtgebiet nicht zur Erh6hung dieser Emissio-
nen ausserhalb der Stadt fuhrt.

Ablehnen
Dieser Antrag ist mit dem Klimaabkommen von Paris
nicht vereinbar.

6

Begriindung: Die Stadt Bern hat das CO2-Gesetz klar angenommen. Deshalb muss die Stadt in der Klimapolitik eine Vorbildfunktion einnehmen und
rasch vorangehen. Zudem féllt in der Stadt nur ein Bruchteil der von der Stadtbevdlkerung verursachten Treibhausgase an. Die Stadt Lausanne geht
davon aus, dass 75% der von der Stadtbevélkerung verursachten Emissionen ausserhalb des Stadtgebiets anfallen. Fir die Stadt Bern ist die Auftei-
lung ahnlich. Die Stadt Bern ist weder bei dem Nahrungsmittel noch bei den tbrigen Gitern selbstversorgend. Deshalb soll die Stadt ab 2030 mehr
Treibhausgase binden als freisetzten. Méglicher Handlungsspielraum liegt insbesondere im klimapositiven Bauen. Zusétzlich wurde 2019 das Postulat
«CO2 Neutralitat bis 2030» im SR als erheblich erklart.
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Eventualantrag SVP:

2 Sie trifft im Rahmen ihrer Zustandigkeiten die
ndtigen und geeigneten Massnahmen, um diese
Klimaziele auf ihrem eigenen Gebiet bis 2635
2055 zu erreichen. Dabei achtet sie darauf, dass
die Reduktion der Treibhausgasemissionen im
Stadtgebiet nicht zur Erhéhung dieser Emissio-
nen ausserhalb der Stadt fihrt.

Ablehnen
Dieser Antrag ist mit dem tibergeordnetem Recht
nicht vereinbar.

FSU” Annehmen
2[...] Dabei verpflichtet sie sich, darauf zu

achtent sie-darauf, dass die Reduktion der Treib-
hausgasemissionen im Stadtgebiet nicht zur Er-

hoéhung dieser Emissionen ausserhalb der Stadt

flhrt.

FSuUs: Annehmen

Art. 1 Abs. 2°bis

2bis Sje strebt in Bezug auf ausserhalb der
Stadt verursachte oder von der Stadt finan-
zierte Emissionen eine klimaneutrale Kreis-
laufwirtschaft sowie klimavertragliche Finan-
zinvestitionen an.

Der Gemeinderat favorisiert jedoch den Antrag
SP/JUSO*

7

Begrindung: Der Art. 1 Abs. 4 lautet «Sie nimmt im Bereich des Klimaschutzes eine Vorbildfunktion wahr»; dem soll deutlich Rechnung getragen
werden. Diese Formulierung lasst immer noch gentgend ékonomischen Spielraum.

Begrundung: Ohne Einbezug der grauen Emissionen im Sinne einer geschlossenen Kreislaufwirtschaft und ohne klimavertraglich bewirtschaftete Fi-
nanzanlagen und Vermdgen werden die stadteigenen Bemihungen zum Klimaschutz auf indirektem Weg unterlaufen. Zudem sind klimaneutrale Fi-
nanzanlagen ein zentrales Anliegen im Pariser Klimatbereinkommen.



Seite 5/30

SP/JUSO®:

Art. 1 Abs. 2P

2bis Sje strebt eine Kreislaufwirtschaft sowie
klimavertragliche Finanzinvestitionen an.

Annehmen

3 Sie verzichtet nach Méglichkeit auf den Er-
werb von Zertifikaten zur Kompensation von
Treibhausgasemissionen.

GLP/JGLP:
Py . I .
SIEI “EIZIEI'EEFﬁ. ach-Moglichkeiten E&.I aen-Ef

Der Erwerb von Zertifikaten zur Kompensa-
tion von Treibhausgasemissionen ist nur in
begrindeten Ausnahmeféllen erlaubt. Die
Stadt Bern stellt dabei sicher, dass die erwor-
benen Zertifikate den hdchsten verfligbaren
Umwelt- und Sozial Standards entsprechen
und jegliche Doppelzahlungen ausgeschlos-
sen werden. Der Gemeinderat erarbeitet
Richtlinien zur ldentifikation der Ausnahme-
falle.

Ablehnen (aber priorisiert gegentber GB/JA!I*1),

Der Gemeinderat favorisiert die bestehende Formu-
lierung. Falls Art. 1 Abs. 3 verandert wird, unterstitzt
der Gemeinderat den Antrag GLP/JGLP?°,

Die Antrage GLP/JGLP° und GB/JA!*! gehoren zu-
sammen.

GB/JA!L

3Sie verzichtet nach-Méglichkeiten auf den Er-
werb von Zertifikaten zur Kompensation von
Treibhausgasemissionen. Der Gemeinderat
kann fir eine beschrénkte Dauer fiur EWB
Ausnahmen vorsehen. Die Stadt Bern stellt

Ablehnen

Die Beschrankung auf ewb ist zu eng gefasst, ist
doch beispielsweise auch die Kastli Bau AG vorder-
hand auf Zertifikate angewiesen.

° Begriundung: Eine Kreislaufwirtschaft zielt in erster Linie darauf ab, die Ressourcen am Ort des Konsums in einem hochwertigen Zyklus zu halten.
Daher ist der Verweis auf «ausserhalb der Stadt» etwas verwirrend und nicht nétig, denn alle Ressourceninputs werden fir die Kreislaufbetrachtung
miteinbezogen. Gleichzeitig sind Finanzinvestitionen so vorzunehmen, dass sie die notwendige Transformation und Dekarbonisier ung unterstiitzen (und
z.B. keine Investitionen in nicht-erneuerbare Energie erfolgen).

10 Begrundung: Lieber Zertifikate kaufen und am Absenkpfad festhalten als die Ziele nicht zu erreichen. Sogar der IPCC sagt wir brauchen fir die Lo-

sung Negativ-Technologien und dafiir braucht es auch einen Zertifikatshandel.
11 Begrindung: Den Ausfuhrungen des Gemeinderats ist zu entnehmen, dass einzig die EWB allenfalls auf Zertifikate zurtickgreifen kdnnen soll. Damit
keine Missverstandnisse entstehen, soll dies explizit im Reglement so aufgefihrt werden. Die Ausnahme soll zeitlich beschrankt sein, da EWB momen-
tan wahrend des Betriebs des Gas- und Dampfkombikraftwerkes darauf angewiesen ist, die Emissionen kompensieren zu kénnen. Anschliessend soll
das Gas- und Dampfkombikraftwerk jedoch durch eine neue Technologie ersetzt werden.
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dabei sicher, dass die erworbenen Zertifikate

den hdchsten verfigbaren Umwelt- und Sozi-

alstandards entsprechen und jegliche Doppel-
zahlungen ausgeschlossen werden.

4 Sie nimmt im Bereich des Klimaschutzes
eine Vorbildfunktion wahr.

5 Sie trifft Massnahmen zur Anpassung an die
Klimaveranderung.

FSU'?

5 Sie trifft relevante Massnahmen zur Anpas-
sung an die Klimaveranderung, deren Wirksam-
keit wissenschaftlich belegt sind.

Ablehnen

Der Gemeinderat hélt an seiner Formulierung fest.
Es werden nur Massnahmen umgesetzt, mit denen
eine Wirkung erzielt werden kann.

Art. 2 Absenkpfade

! Die gesamthaften territorialen Treibhaus-
gasemissionen der Stadt Bern, gemessen in
CO,-Aquivalenten pro Kopf der Bevélkerung,
werden wie folgt abgesenkt:

a. bis 2025: 3.14 Tonnen
b. bis 2031: 1.86 Tonnen
c. bis 2035: 1.00 Tonnen
d. bis 2041: 0.60 Tonnen

GB/JAIT:

1 Die gesamthaften territorialen Treibhaus-
gasemissionen der Stadt Bern, gemessen in
CO2-Aquivalenten pro Kopf der Bevolkerung,
werden wie folgt abgesenkt:

a. bis 2025 2023: 3.14 Tonnen

b. bis 2632 2025: 1.86 Tonnen

c. bis 2635 2027: 1.00 Tonnen

d. bis 2041 2029: 0.60 Tonnen

2 Die territorialen Treibhausgasemissionen des
Sektors Warme, gemessen in CO2-Aquiva-lenten
pro Kopf der Bevolkerung, werden wie folgt ab-
gesenkt:

a. bis 2025 2023: 1.77 Tonnen

b. bis 2632 2025: 1.04 Tonnen

c. bis 2635 2027: 0.56 Tonnen

d. bis 2041 2029: 0.34 Tonnen

Ablehnen

Der Absenkpfad ist bereits sehr ambitioniert und die
Strategien und Planungen der involvierten Partner
sind auf diesen Zeitpunkt ausgerichtet.

Wird dieser Zeitpunkt nach vorne geschoben, mus-
sen samtliche Strategien neu erarbeitet werden. Dies
bindet personelle und finanzielle Ressourcen, die flr
die Umsetzung bendtigt werden. Zudem ist die Pla-
nungssicherheit nicht mehr gegeben

2 Begrundung: Das Ziel Netto 0 2045 verlangt ein starkes Reglement; so aufgrund des Art. 1 Abs. 4. Die Wirksamkeit der Massnahmen miissen wissen-
schaftlich belegt sein, damit das vorliegende Reglement griffig ist und zum Ziel fuhrt.

13 Begrindung: Die Ziele des Klimalibereinkommens von Paris miissen bis 2030 erreicht werden (Antrag 1). Die Ziele des Ubereinkommens streben
Netto Null an. Da die Stadt Bern bis 2030 wahrscheinlich keine grosse Menge an Emissionen mit Senken kompensieren kann, sollen auch die Absenk-
pfade, welche Bruttoemissionen behandeln, auf 2030 angepasst werden.
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3 Die territorialen Treibhausgasemissionen des
Sektors Mobilitat, gemessen in CO2-Aquiva-len-
ten pro Kopf der Bevdlkerung, werden wie folgt
abgesenkt:

a. bis 2025 2023: 0.54 Tonnen

b. bis 2032 2025: 0.32 Tonnen

c. bis 2635 2027: 0.17 Tonnen

d. bis 2041 2029: 0.10 Tonnen

Eventualantrag GB/JA!#

1 Die gesamthaften territorialen Treibhaus-
gasemissionen der Stadt Bern, gemessen in
CO2-Aquivalenten pro Kopf der Bevolkerung,
werden wie folgt abgesenkt:

a. bis 2025 2024: 3.14 Tonnen

b. bis 2032 2026: 1.86 Tonnen

c. bis 2635 2028: 1.00 Tonnen

d. bis 2641 2030: 0.60 Tonnen

2 Die territorialen Treibhausgasemissionen des
Sektors Warme, gemessen in CO2-Aquiva-lenten
pro Kopf der Bevolkerung, werden wie folgt ab-
gesenkt:

a. bis 2025 2024: 1.77 Tonnen

b. bis 2632 2026: 1.04 Tonnen

c. bis 2635 2028: 0.56 Tonnen

d. bis 2041 2030: 0.34 Tonnen

3 Die territorialen Treibhausgasemissionen des
Sektors Mobilitat, gemessen in CO2-Aquiva-len-
ten pro Kopf der Bevélkerung, werden wie folgt
abgesenkt:

a. bis 2025 2024: 0.54 Tonnen

b. bis 2632 2026: 0.32 Tonnen

Ablehnen

Der Absenkpfad ist bereits sehr ambitioniert und die
Strategien und Planungen der involvierten Partner
sind auf diesen Zeitpunkt ausgerichtet.

Wird dieser Zeitpunkt nach vorne geschoben, muis-
sen samtliche Strategien neu erarbeitet werden. Dies
bindet personelle und finanzielle Ressourcen, die flr
die Umsetzung bendtigt werden. Zudem ist die Pla-
nungssicherheit nicht mehr gegeben.

14 Begrindung: Der Art. 1 Abs. 2 vom Gemeinderat fordert, dass die Ziele des Klimatibereinkommens von Paris bis 2035 erreicht werden. Die Ziele des
Ubereinkommens streben Netto Null an. Da die Stadt Bern bis 2035 wahrscheinlich nicht 1 Tonne CO2 eq mit Senken kompensieren kann, sollen auch
die Absenkpfade, welche Bruttoemissionen behandeln, auf 2035 angepasst werden.
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c. bis 2035 2028: 0.17 Tonnen
d. bis 2041 2030: 0.10 Tonnen

2 Die territorialen Treibhausgasemissionen
des Sektors Warme, gemessen in COz-Aquiva-
lenten pro Kopf der Bevélkerung, werden wie
folgt abgesenkt:

a. bis 2025: 1.77 Tonnen
b. bis 2031: 1.04 Tonnen
c. bis 2035: 0.56 Tonnen
d. bis 2041: 0.34 Tonnen

GB/JA!S:

2 Die territorialen Treibhausgasemissionen des
Sektors Warme, [...] 0.34 Tonnen

Die Kuhlung ist in den Sektor Warme einzube-
ziehen.

Ablehnen

Die Kuhlung erfolgt in erster Linie strombasiert. Der
Stromverbrauch fur die Kiihlung kann nicht separat
ausgewiesen und daher auch nicht ins Controlling
aufgenommen werden.

Ablehnen

Der Sektor Warme verursacht einen grossen Teil der
CO2-Emissionen. Fur diesen Sektor keinen Absenk-
pfad zu definieren unterlauft das Ziel der Senkung
der CO2-Emissionen.

3 Die territorialen Treibhausgasemissionen
des Sektors Mobilitat, gemessen in CO2-Aqui-
valenten pro Kopf der Bevdlkerung, werden
wie folgt abgesenkt:

a. bis 2025: 0.54 Tonnen
b. bis 2031: 0.32 Tonnen
c. bis 2035: 0.17 Tonnen
d. bis 2041: 0.10 Tonnen

15 Begrindung: Es ist davon auszugehen, dass in Zukunft die Kiihlung (fur Geb&aude, Serverraume, etc) an Wichtigkeit zunimmt. Dementsprechend ist
die Reduktion der durch Kihlung verursachten Emissionen, sowie eine grosse Energieeffizienz notwendig. Der Vollstandigkeit halber soll deshalb Kiih-

lung im Sektor Warme miteingerechnet werden.
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4 Spatestens ab 2045 sollen auf dem ganzen
Stadtgebiet weniger Treibhausgase freige-
setzt werden, als hier gebunden werden kén-
nen.

FSU%:

4 Spatestens ab 2045 sollen auf dem ganzen
Stadtgebiet weniger Treibhausgase freigesetzt
werden, als hier gebunden werden kénnen. Es
wird angestrebt, dass dieses Ziel bereits 2035
erreicht wird, insbesondere, wenn sich das
regulatorische und das technologische Um-
feld, das ausserhalb des Einflussbereichs der
Stadt liegt, gunstig entwickelt.

Annehmen

GB/JA:

4 Spatestens ab 2045 2030 sollen auf dem gan-
zen Stadtgebiet weniger Treibhausgase freige-
setzt werden, als hier gebunden werden kénnen.

Ablehnen

2045 als Zeitpunkt fur die Erreichung des Netto-Null-
Ziels ist bereits sehr ambitioniert. Alle Strategien der
involvierten Partner sind auf diesen Zeitpunkt ausge-
richtet. Wird dieser Zeitpunkt nach vorne geschoben,
mussen samtliche Strategien neu erarbeitet werden.
Dies bindet personelle und finanzielle Ressourcen,
die fur die Umsetzung benétigt werden. Zudem ist die
Planungssicherheit nicht mehr gegeben.

Eventualantrag GB/JA!%®:

4 Spatestens ab 2045 2035 sollen auf dem gan-
zen Stadtgebiet weniger Treibhausgase freige-
setzt werden, als hier gebunden werden kénnen.

Ablehnen

2045 ist bereits sehr ambitioniert und alle Strategien
der involvierten Partner sind auf diesen Zeitpunkt
ausgerichtet. Wird dieser Zeitpunkt nach vorne ge-
schoben, miussen samtliche Strategien neu erarbeitet
werden. Dies bindet personelle und finanzielle Res-
sourcen, die fur die Umsetzung benétigt werden. Zu-
dem ist die Planungssicherheit nicht mehr gegeben.

¥ Begrundung: Aufgrund der deutlichen Resultate bei mehreren Volksabstimmungen ist zu vermuten, dass die Stadtbevélkerung auch einen viel frihe-
ren Zeitpunkt zur Erreichung des Netto-Null-Ziels mittragen wirde. Um zu vermeiden, dass jetzt eine Diskussion Uber entfernt liegende Ziele aufkommt
und damit die aufgegleisten Massnahmen mit den Akteuren neu verhandelt werden miissen (was sich gerade auch im Hinblick auf di e tatsédchlichen
COz-Emissionen letztlich kontraproduktiv auswirken durfte), soll wenigstens dieses grundsatzliche Bekenntnis zum Jahr 2035 aufgenommen werden.

17 Begrindung: Siehe Begrundung Antrag betreffend Art. 1 Abs. 2 von GB/JA!.

18 Begrindung: Der Art. 1 Abs. 2 vom Gemeinderat fordert, dass die Ziele des Klimalibereinkommens von Paris bis 2035 erreicht werden. Die Ziele des
Ubereinkommens streben Netto Null an. Dementsprechend muss auch Art. 2 Abs. 4 angepasst werden.
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GB/JA!'®:

> Die Absenkpfade sind regelméassig zu evalu-
ieren und falls nétig den neusten wissen-
schaftlichen Erkenntnissen anzupassen.

Ablehnen
Werden die Absenkpfade immer wieder angepasst,
ist die Planungssicherheit nicht mehr gegeben.

AL:

> Die Gesamtheit der (grauen) Emissionen, die
von den Berner*innen ausserhalb des Stadt-
gebiets verursacht werden, missen mangels
anderer Beeinflussbarkeit ab 2030 vollstandig
mit Kompensationszertifikaten ausgeglichen
werden.

Ablehnen

Diese Emissionen kénnen nur abgeschéatzt werden.
Wenn die Einwohnerinnen und Einwohner die Zertifi-
kate finanzieren mussen, ist dies gleichbedeutend mit
einer Steuer. Daflr besteht keine rechtliche Grund-
lage.

Wenn die offentliche Hand die Zertifikate finanziert,
setzt dies falsche Anreize. Es kann nicht sein, dass
mit dem Kauf von Zertifikaten vermeidbare Emissio-
nen kompensiert werden.

Art. 3 Interessenabwagung

1 Bei der Umsetzung der Klimaschutz- und
Klimaanpassungsmassnhahmen ist auf die
weiteren Anliegen des Umweltschutzes sowie
auf die Interessen der Gesellschaft und Wirt-
schaft Rucksicht zu nehmen.

2 Bei Gleichwertigkeit der tangierten 6ffentli-
chen Interessen haben die Klimaschutzmass-
nahmen Vorrang.

GB/JA!?:

Art 3 Abs. 1

1 Bei der Umsetzung der Klimaschutz- und
Klimaanpassungsmassnahmen ist auf die weite-
ren Anliegen des Umweltschutzes, der Biodiver-
sitat sowie auf [...]

Annehmen

19 Begrundung: Die Ziele des Klimalibereinkommens in Paris basieren auf dem aktuellen Kenntnisstand der Wissenschaft. Der neuste Bericht des IPCC
hat jedoch gezeigt, dass die Grenze von 1.5° Erwarmung bereits friher Uberschritten werden kénnte als bisher angenommen. Die Absenkpfade missen
deshalb bei Neuveréffentlichungen von IPCC- und nationalen Berichten neu evaluiert und falls nétig angepasst werden.

20 Begrindung: Die Klimakrise wird begleitet von einer Krise der Biodiversitat. Nicht jede Klimaschutz- und Klimaanpassungsmassnahme dient auch der
Biodiversitat. Damit die Massnahmen nicht auf Kosten der Biodiversitat umgesetzt werden, muss diese hier explizit genannt werden.




Seite 11/30

GB/JA!?L:

Art 3 Abs. 1

[...] sewie-und , auf die Interessen der Gesell-
schaft und soweit mdglich die Wirtschaft Ruck-
sicht zu nehmen.

Ablehnen

Diese Ergéanzung ist nicht notwendig. Mit Art. 3
Abs. 2 wird gesagt, dass bei Gleichwertigkeit der In-
teressen die Klimaschutzmassnahmen Vorrang ha-
ben.

GB/JA!?%2: Annehmen
Art 3 Abs. 1

[...] Wirtschaft Ruicksicht zu nehmen. Als Mass-

stab gilt dabei die suffiziente Gesellschaft,

welche die Lebensqualitat fordert, aber auf

die Anhéaufung materieller Giter verzichtet.

SP/JUSOZ: Ablehnen

2 Bei Gleichwertigkeit der tangierten 6ffentlichen
Interessen haben die Klimaschutzmassnahmen
Vorrang. Dies gilt auch fur den Denkmal-
schutz.

Mit der Interessenabwagung in Art. 3 wird gewahr-
leistet, dass die Klimaschutzmassnahmen bei der
Gleichwertigkeit der tangierten &ffentlichen Interes-
sen Vorrang haben. Zudem ist es nicht klar, ob der
Vorrang fur die Denkmalpflege oder den Klimaschutz

gilt.
SVP: Ablehnen
Art. 3 Interessenabwagung Der Gemeinderat hélt das geltende Recht ein.

 Bei-derUmsetzung-der Klimaschutz-—und
i I . i .

FeR- mhegenln ele;s U”l'l”e:tsefl'utzles sowie aFuFI d..'el

sicht zu-nehmen-

21 Begrundung: Dieser Artikel wurde nach der Vernehmlassung abgeschwacht, so dass der Wirtschaft nun mehr Prioritat eingeraumt wird. Das ist nicht
im Sinne des Klimaschutzes. Wir fordern eine Priorisierung wie sie in der urspriinglichen Version des Reglements vorgesehen war.

22 Begrundung: Die Berlicksichtigung der Wirtschaft soll nicht heissen, dass endloses wirtschaftliches Wachstum dem Klimaschutz gleichgestellt wird.
Stattdessen soll das Ziel eine suffiziente Gesellschaft sein, in der die Lebensqualitat geférdert wird und nicht eine Anhaufung von materiellen Gitern

als oberstes Ziel gilt.
2 Begrindung: Insbesondere bei Klimaanpassungsmassnahmen, wie bspw. der Entsiegelung von Flachen, muss eine sorgféaltige Interessensabwagung
zwischen Klima- und Denkmalschutz vorgenommen werden.
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Bei Glelel;welt 9 (le' N dle.' tangllelten 9”9“|“'el'e“

Das Ubergeordnete Recht sowie die verfas-
sungsmassig garantierten Rechte diesen
Bestimmungen vor

Eventualantrag SVP:
Art. 3 Interessenabwéagung

1 Bei-der Umsetzung-der Klimaschutz-und

Vorrang-

Die verfassungsmassig garantierten Rechte
(Eigentum/Verfassungsgarantie) gehen vor.

Ablehnen

Wenn eine gesetzliche Grundlage und ein tberwie-
gendes offentliches Interesse vorliegen und die Ver-
haltnisméssigkeit gewahrt wird, kénnen auch die Ei-
gentumsgarantie und die Wirtschaftsfreiheit einge-
schrankt werden.

SVP:

4 Die verfassungsmassig geschutzten Rechte,
wie Eigentumsgarantie und Wirtschaftsfrei-
heit (Handels- und Gewerbefreiheit) genies-
sen in jedem Fall Vorrang.

Ablehnen

Wenn eine gesetzliche Grundlage und ein Uberwie-
gendes offentliches Interesse vorliegen und die Ver-
haltnismassigkeit gewahrt wird, kénnen auch die Ei-
gentumsgarantie und die Wirtschaftsfreiheit einge-
schrankt werden.

SVP:

Art. 3bis

Das Viererfeld/Mittelfeld werden aus Griinden
des Klimaschutzes nicht Gberbaut.

SVP:

Art. 3bis

Das Gaswerkareal wird aus Griinden des Kli-
maschutzes nicht tberbaut.

SVP:

Ablehnen
Diese Antrage betreffen Bereiche, welche nicht im
Klimareglement geregelt werden kénnen.
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Art. 3bis
Die Baume an der Viktoriastrasse werden aus
Grinden des Klimaschutzes nicht geféallt.

SVP:

Art. 3bis

Die Baume an der Schlosstrassee werden aus
Grinden des Klimaschutzes nicht gefallt.

Art. 4
tegie

Umsetzung Energie- und Klimastra-

GFL/EVP?*
Art. 4 Ymsetzung Energie- und Klimastrategie

Die Anpassung des Titels ist fir den Gemeinderat
maoglich, er bleibt aber bei der bestehenden Formulie-
rung.

1 Zur Erreichung der Ziele des Artikels 2 ist
vorab die Energie- und Klimastrategie des Ge-
meinderats umzusetzen.

GFL/EVP?;

1 Der Gemeinderat erarbeitet eine Energie-
und Klimastrategie. Sie enthalt geeignete
Massnahmen zur Erreichung der Ziele des
vorliegenden Reglements. [Bisherige Formulie-
rung streichen].

Ablehnen (aber priorisiert gegentiber FSU?® und
FDP/JF, Die Mitte?").

Die Antrage 25-27 gehtren zusammen.

Der Gemeinderat bleibt bei seiner Formulierung, da
sie aus seiner Sicht am prazisesten ist und den
Schwerpunkt auf die Umsetzung der Masshahmen
legt.

Falls eine Anpassung von Art. 4 Abs. 1 erfolgt, bevor-
zugt der Gemeinderat den Antrag GFL/EVP?,

SVP:

Art. 4

! [Absatz streichen]

2 [Absatz streichen]

3 Die Stadt kann zur Zielerreichung insbesondere
folgende Instrumente einsetzen:
e——Gestaltung-des-offentlichen Raums;

Ablehnen

Um die Ziele des Art. 2 zu erreichen, genigt ein ein-
zelnes Instrument nicht. Es braucht die Umsetzung
samtlicher Instrumente, damit der Absenkpfad einge-
halten werden kann.

24 Begrundung: Im Titel ist das Wort "Umsetzung" zu streichen. (neu: "Energie- und Klimastrategie"). Es geht nicht nur um die Umsetzung, sondern auch
um die rechtliche Grundlage der Energie- und Klimastrategie.

2 Begrlindung: Das Klimareglement soll explizit die Grundlage der kiuinftigen Energie- und Klimastrategie sein, und der Gemeinderat soll einen Auftrag
zu deren Erarbeitung erhalten. Die Massnahmen zur Umsetzung der Strategie sollen auf die Ziele des gesamten Klimareglements (nicht nur auf Artikel
2) abgestimmt sein und sollen daher einen Teil der Energie- und Klimastrategie bilden.
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I = hilfen_Lonl Forderal

ben;

_ Bewi haf | sdtiscl :
uhd-Verwaltungsvermogens;

f. Eignerstrategien oder Einflussnahme in
Aufsichtsgremien bei ihren 6ffentlich-
rechtlichen Anstalten (ewb, BERNMOBIL,
PVK);
| 5 bei Gebil |

FSUZ: Ablehnen
1 Zur Erreichung-derZiele-des-Artikels 2-ist Die Antrage 25-27 gehdren zusammen.

Der Gemeinderat bleibt bei seiner Formulierung, da

vorab-die-Energie-—und Klimastrategie des Ge-

meinderats-umzusetzen—Die Energie- und Kli-
mastrategie des Gemeinderats enthélt geeig-
nete Massnahmen zur Erreichung der Ziele

sie aus seiner Sicht am prazisesten ist und den
Schwerpunkt auf die Umsetzung der Massnahmen
legt.

des vorliegenden Reglements.

%6 Begrindung: Die Verknipfung von Klimareglement und Energie- und Klimastrategie ist mit der aktuellen Formulierung unklar: das tibergeordnete
Reglement des Stadtrats wirde so auf einem Bericht des Gemeinderats basieren, was sowohl systematisch wie auch bezlglich Tran sparenz und Ver-
standlichkeit nicht sinnvoll ist. Die Massnahmen zur Strategie missen auf dem Klimareglement basieren. Die Massnahmen sind auf die Ziele des ge-
samten Reglements, nicht nur gemass Artikel 2 abzustimmen.
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Falls eine Anpassung von Art. 4 Abs. 1 erfolgt, bevor-
zugt der Gemeinderat den Antrag GFL/EVP?.

FDP/JF, Die Mitte?":
1 Zur Erreichung der Ziele des Artikels 2 istvorab

rats umzusetzen erarbeitet der Gemeinderat
eine Energie- und Klimastrategie.

Ablehnen

Die Antrége 25-27 gehtren zusammen.

Der Gemeinderat bleibt bei seiner Formulierung, da
sie aus seiner Sicht am prazisesten ist und den
Schwerpunkt auf die Umsetzung der Massnahmen
legt.

Falls eine Anpassung von Art. 4 Abs. 1 erfolgt, bevor-
zugt der Gemeinderat den Antrag GFL/EVP?.

2Mit der Energie- und Klimastrategie sollen auf
dem Stadtgebiet insbesondere folgende Ziele
erreicht werden:

a. kontinuierliche Reduktion des Warme-

verbrauchs;

b. Erhdéhung der Energieeffizienz beim
Warme- und Stromverbrauch sowie bei
der Mobilitat;

C. deutliche Steigerung des Anteils an er-

neuerbarer Energie am Gesamtener-
gieverbrauch;
d. Reduktion des
Treibstoffe;
e. Treffen von Massnahmen zur Klimaan-
passung;
f. Reduktion der grauen Emissionen.

Verbrauchs fossiler

FSU?2:

Art 4. Abs. 2e:

e. Treffen von Massnahmen zur Klimaanpas-
sung, um die hohe Lebensqualitat in der Stadt
Bern beizubehalten;.

Ablehnen
Der Gemeinderat erachtet den Mehrwert dieser For-
mulierung als nicht gegeben.

27 Begrlindung: Das Klimareglement soll Grundlage fur die Bestrebungen der Stadt Bern sein, damit sie die Ziele des Klimatibereinkommens erreicht.
Deshalb muss das Klimareglement auch Grundlage fir die entsprechende Strategie des Gemeinderats sein.

28 Begrlindung: In heissen Sommern sterben immer mehr (vor allem altere und kranke) Menschen wegen der steigenden Temperaturen. Ein Vermerk auf
die Lebensqualitat verscharft deshalb den Artikel sinnvoll und gibt dem Ziel eine konkretere Ausrichtung.
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GB/JA!?; Annehmen
Art 4 Abs. 2

2 Mit der Energie- und Klimastrategie sollen auf

dem Stadtgebiet insbesondere folgende Ziele

erreicht werden:

[...]

f. Reduktion der grauen Emissionen-;

g. Férdern einer nachhaltigen Ernéhrung.

Eventualantrag zu Antrag SVP Art. 4 Abs. 1, 2 | Ablehnen

und 3:

Art. 4

2 Mit der Energie- und Klimastrategie sollen auf
dem Stadtgebiet inshesondere folgende Ziele er-
reicht werden:

a. kontinuierliche Reduktion des Warmever-
brauchs;

b !E!|!'I'|elnung elel SE ergieeffizienz-bei II :

I bilitat:

C. deutliche Steigerung des Anteils an er-
neuerbarer Energie am Gesamtenergie-
verbrauch;

d. Reduktion des Verbrauchs fossiler Treib-

stoffe;

e. Treffen von Massnahmen zur Klimaanpas-

sung;

f. Reduktion der grauen Emissionen.

Der Gemeinderat erachtet es als einen grossen Feh-
ler, wenn die Erhéhung der Effizienz gestrichen wer-
den soll.

Das Streichen der angestrebten Ziele macht zudem
die Einhaltung des Absenkpfads nicht hinfallig. Wer-
den einzelne Ziele gestrichen und damit in diesem
Bereich keine Massnahmen mehr umgesetzt, wird
die Erreichung des Gesamtziels noch anspruchsvol-
ler.

29 Begrindung: Ein wesentlicher Teil von Treibhausgasemissionen wird aktuell durch die Produktion und Transport von Nahrungsmitteln im In- und Aus-

land verursacht.
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3 Die Stadt kann zur Zielerreichung insbeson-
dere folgende Instrumente einsetzen:

a. Entwicklungs- und Raumplanung;

b. Verkehrsplanung;

C. Gestaltung des 6ffentlichen Raums;

d. Finanzhilfen, Lenkungs- und Forderab-
gaben;

e. Bewirtschaftung des stadtischen Fi-
nanz- und Verwaltungsvermdgens;

f. Eignerstrategien oder Einflussnahme

in Aufsichtsgremien bei ihren 6ffent-
lich-rechtlichen Anstalten (ewb, BERN-
MOBIL, PVK);

g. Auflagen und Bedingungen bei der Er-
teilung von Bewilligungen, bei Gebuh-
renbefreiungen, bei der Gewéahrung
von Subventionen und bei der 6ffentli-
chen Auftragsvergabe (Beschaffung);

h. Entwicklung von Rahmenbedingungen
fur einen klimafreundlichen Wirt-
schaftsstandort Bern;

i. Schaffung von Anreizen zum klima-
schonenden Konsum bzw. zur Kon-
sumreduktion;

j Unterstlitzung von Pilotprojekten;

K. Informationsplattformen, Beratungsan-

gebote, Umweltbildung;

l. Wahrnehmung der Vorbildfunktion der

Offentlichen Hand.

SP/JUSO®:

Art. 4 Abs. 3 Bst. h.

h. Entwicklung von Rahmenbedingungen fir ei-
nen klimafreundlichen Wirtschaftsstandort Bern
zur Realisierung der Kreislaufwirtschaft.

Ablehnen

Die Thematik der Kreislaufwirtschaft ist bereits in den
Antragen FSU® und SP/JUSO?® enthalten, bei denen
der Gemeinderat den Antrag auf Annahme stellt.

30 Begriindung: Bei der Zielerreichung muss die Kreislaufwirtschaft explizit erwahnt werden, um die Dimension des nachhaltigen Ressourcenverbrauchs
mit konkreten Klimamassnahmen zusammenzudenken. Denn nur eine Transformation hin zu geschlossenen Kreislaufen in der Produkti on und im Kon-
sum leistet (mittels Recyclings, Upcyclings etc.) einen massgeblichen Beitrag zur Dekarbonisierung und zur Erreichung der Klimaziele.
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GB/JA!®L

Art. 4 Abs. 4

4 Die Stadt fuhrt ein jahrliches Klimabudget
ein.

Ablehnen

Das Klimabudget ist mit dem Absenkpfad abgedeckt.
Es generiert keinen Mehrwert, wenn die Reduktion der
CO2-Emissionen mittels zweier Zielvorgaben umge-
setzt werden.

Die territorialen CO2-Emissionen sind im Absenkpfad
des Klimareglements enthalten und werden mit dem
Controllingbericht der Energie- und Klimastrategie
Uberprift. Das zusatzliche Monitoring eines Klimabud-
gets schafft keinen Mehrwert.

Art. 5
nen
Die Stadt sorgt dafiir, dass sie Guter fur den
eigenen Bedarf beschafft, bei deren Herstel-
lung, Transport, Lagerung und Entsorgung
moglichst wenig Treibhausgase emittiert wer-
den.

Verminderung der grauen Emissio-

FSU32:

Die Stadt sorgt daflr, dass sie Guter fur den ei-
genen Bedarf beschafft, bei deren Herstellung,
Transport, Lagerung und Entsorgung moglichst
wenig Treibhausgase emittiert werden. Gleiches
fordert sie auch von allen Partner*innen, mit
denen sie einen Leistungsvertrag abschliesst.

Annehmen

Die Antrage FSU®*2 und GB/JA!®** gehdren zusammen.
Der Gemeinderat anerkennt die Ausweitung der For-
mulierung und priorisiert diese gegeniiber dem An-
trag GB/JA!®*4, da bei diesem Antrag die Formulierung
« (...) oder Uber welche die Stadt auf eine anderwei-
tige Art Einfluss hat.» unklar ist.

Bereits mit der Massnahme 8h (Strategie von stad-
tisch subventionierten Betrieben zum COz-armen Be-
trieb) der bestehenden Energie- und Klimastrategie
wird diesem Anliegen Rechnung getragen.

31 Begriundung: Das CO2eg-Budget ist ein Planungsinstrument, mit dem die Menge an freigesetzten Treibhausgasen pro Sektor bereits im Voraus defi-
niert werden kann. Dies ist notwendig, um den Absenkpfad einhalten zu kbnnen. Es reicht nicht, im Nachhinein zu tberprufen, wie viel CO2eq in der
Stadt emittiert wurden. Analog zu einem Finanzbudget soll die Stadt ein Klimabudget fiihren, mit dem fiir das kommende Jahr definiert wird, in welchen
Sektoren wie viel CO2eq emittiert wird und welche Massnahmen zu einer Reduktion der Emissionen fihren. Analog zum Absenkpfad wird die verfug-
bare Menge an Emissionen jahrlich kleiner. Ohne ein Emissionsbudget ist es nicht mdéglich, die Summe aller Vorlagen auf ihre Klimavertraglichkeit zu
prifen oder Geschéafte zu priorisieren. Die "Vereinbarkeit mit den Zielen des vorliegenden Reglements" kann nicht fir ein einzeInes Geschéft beurteilt
werden, ohne alle anderen Geschéfte miteinzubeziehen. Der Stadtrat hat einem Klimabudget am 20.5.21 bereits als Postulat zugestimmt.

32 Begrindung: Die Vermeidung von grauen Emissionen ist zentral bei der Erreichung der Klimaziele. Es ist essenziell, dass Emissionen nicht einfach an
andere Orte verlagert und dann in Form von grauer Energie in die Stadt importiert werden. Deshalb muss der Artikel erganzt werden.
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SP/JUSO3:

Verminderung der grauen Emissionen und dem
grauen Energieverbrauch.

Die Stadt sorgt dafir, dass sie Guter fur den ei-
genen Bedarf beschafft, bei deren Herstellung,
Transport, Lagerung und Entsorgung moglichst
wenig Treibhausgase emittiert werden und der
Energieverbrauch minimal gehalten wird.

Annehmen

Die Aufnahme des grauen Energieverbrauchs ist eine
gute Prazisierung, aus Sicht des Gemeinderats kor-
relieren die graue Energie und die grauen Emissio-
nen jedoch stark.

GB/JA!®*:

Art 5 Abs 1

1 Die Stadt sorgt dafuir, dass sie Guter fur den ei-
genen Bedarf beschafft, bei deren Herstellung,
Transport, Lagerung und Entsorgung moglichst
wenig Treibhausgase emittiert werden. Gleiches
fordert sie auch von allen Partner*innen, mit
denen sie einen Leistungsvertrag abschliesst,
die eine Gebuhrenbefreiung der Stadt erhal-
ten oder Uber welche die Stadt auf eine ander-
weitige Art Einfluss hat.

Ablehnen

Die Antrage FSU®2 und GB/JA!** gehdren zusammen.
Der Gemeinderat anerkennt die Erweiterung der For-
mulierung, er priorisiert jedoch den Antrag FSU®2,

GB/JA!3;

Art 5 Abs 2

2Zur Reduktion der grauen Emissionen entwi-
ckelt der Gemeinderat eine Kreislaufwirt-
schaftsstrategie und legt sie dem Stadtrat zur
Genehmigung vor.

Ablehnen

Die Thematik der Kreislaufwirtschaft ist bereits in den
Antragen FSU® und SP/JUSO?® enthalten, bei denen
der Gemeinderat den Antrag auf Annahme stellt.

33 Begrundung: Ein nachhaltiges Management entlang der Wertschépfungskette fir Produktion und Konsum von Gitern und Dienstleistungen muss den
Energieverbrauch vollumfanglich miteinbeziehen. Nachhaltige Transformation setzt die Optimierung der Ressourcen inkl. Energie entlang der gesamten

Wertschdpfungskette voraus.

34 Begrindung: Im Unterschied zum FSU-Antrag 5. Abs 1 verlangt dieser Antrag, dass die Stadt Bern auch Partner*innen, die von einer Gebuihrenbefrei-
ung etc. profitieren, zu einer nachhaltigen Beschaffung auffordert.
35 Begrindung: Eine Kreislaufwirtschaftsstrategie soll dazu fuhren, dass die Ressourcen geschont werden und weniger graue Emissionen verursacht

werden.
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GB/JA!%;

Art. 5 Abs. 3:

% Die Stadt Bern erstellt alle zwei Jahre nach
bestverfiigbarer Methode eine Schatzrech-
nung der grauen Emissionen, die durch Wirt-
schaft und Haushalte der Stadt (Bauwesen,
Konsum von Gitern, Erndhrung etc.) verur-
sacht werden. Sie verwendet Erkenntnisse
daraus fir Massnahmenentwicklung in der
Energie- und Klimastrategie und der Kreis-
laufwirtschaftsstrategie.

Ablehnen

Zu den grauen Emissionen werden gesamtschweize-
rische Schatzungen gemacht.

Es bringt keinen Mehrwert, wenn die Stadt finanzielle
und personelle Ressourcen bindet, um eigene Ab-
schatzungen zu machen.

Eventualantrag GB/JA!3";

Art. 5 Abs. 3

3 Die Stadt Bern erstellt alle sechs Jahre nach
bestverfigbarer Methode eine Schatzrech-
nung der grauen Emissionen, die durch Wirt-
schaft und Haushalte der Stadt (Bauwesen,
Konsum von Gutern, Ernahrung etc.) verur-
sacht werden. Sie verwendet Erkenntnisse
daraus fur Massnahmenentwicklung in der
Energie- und Klimastrategie und der Kreis-
laufwirtschaftsstrategie.

Ablehnen

Zu den grauen Emissionen werden gesamtschweize-
rische Schatzungen gemacht.

Es bringt keinen Mehrwert, wenn die Stadt finanzielle
und personelle Ressourcen bindet, um eigene Ab-
schatzungen zu machen.

GB/JA!3;

Art. 5 Abs. 4

4Beim Abwagen von Varianten von Umbau-
ten, Renovationen und Neubauten von stadti-
schen Gebauden nimmt die Vermeidung von
grauen Emissionen einen hohen Stellenwert
ein.

Annehmen

36

37

38

Begrindung: Zu den von der Berner Stadtbevolkerung verursachten grauen Emissionen ist bisher nur wenig bekannt. Damit sichergestellt ist, dass die
Klimaschutzmassnahmen nicht zu einer Verlagerung der Emissionen fihren, missen diese regelmassig erhoben bzw. abgeschatzt werden.
Begrindung: Siehe Begrindung 1 zu Abs. 3.

Begrindung: Umbauten, Renovationen und Neubauten sollen mdglichst klimaneutral erfolgen. Nebst den bisherigen Kriterien sind deshalb auch die
grauen Emissionen stark zu gewichten.
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GB/JA!®: Annehmen

Art. 5 Abs. 5

> Der Gemeinderat schafft Anreize damit Pri-

vatpersonen und Unternehmen ihre grauen

Emissionen vermindern.

FSU%: Annehmen

Art. 5 Klimavertragliche Finanzanlagen Die Antrage FSU“° und GB/JA!“! gehéren zusammen.

! Die Stadt legt ihre Finanzanlagen klimaver-
traglich an und Uberprift ihre Investitionsent-
scheide mit dem 1.5-Grad-Ziel des Klima-
Ubereinkommens von Paris.

2 Sje setzt sich dafiir ein, dass die stadtische
Personalvorsorgekasse gezielte Schritte zur

Der Gemeinderat empfiehlt, den Antrag FSU*° anzu-
nehmen, da der Antrag GB/JA!*! mit der in Art. 5P
Abs. 2 enthaltenen Formulierung «Sie stellt sicher
(...)» nicht umsetzbar ist. Der PVK sind nebst der
Stadt noch 10 weitere Organisationen angeschlos-
sen.

kontinuierlichen Dekarbonisierung ihres
Wertschriftenportfolios unternimmt und die
Klimavertraglichkeit ihres Anlageportfolios
jahrlich misst und verdffentlicht.

GB/JA!*:

Art. 5bis Abs. 1

Art. 5P's Klimavertragliche Finanzanlagen

1 Die Stadt legt ihre Finanzanlagen klimaver-
traglich an und Uberprift ihre Investitionsent-
scheide und Kreditvergaben auf ihre Konfor-
mitat mit dem 1.5-Grad-Ziel des Klimauberein-
kommens von Paris.

3% Begriundung: Viele graue Emissionen der Bevolkerung kénnen nicht direkt von der Stadt beschrankt werden. Die Stadt soll deshalb Anreize setzen,
damit Privatpersonen und Unternehmen klimaneutral handeln.

40 Begrundung: Nicht nur die Stadt inkl. ihren selbstandigen 6ffentlich-rechtlichen Unternehmen (insbesondere ewb und BernMobil), sondern auch die
PVK hat mit ihren Finanzanlagen von rund 2500 Mio. Franken einen sehr grossen Einfluss auf indirekt verursachte Emissionen. Sie muss ihrer Verant-
wortung nachkommen, etwa indem sie Massnahmen gemass dem interfraktionellen Postulat «Klimastrategie fur die Personalvorsorge kasse»
(2018.SR.000074) umsetzt.

41 Begrlindung: Im Unterschied zum FSU-Antrag Art. 5bis Abs 1 verlangt dieser Antrag, dass die Stadt auch ihre Kredite klimavertraglich vergibt. Zu-
satzlich soll die Stadt Bern sicherstellen, dass die Personalvorsorgekasse ihr Wertschriftenportfolio klimaneutral anlegt.
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2 Sie stellt sicher, dass die stadtische Perso-
nalvorsorgekasse gezielte Schritte zur konti-
nuierlichen Dekarbonisierung ihres Wert-
schriftenportfolios unternimmt und die Klima-
vertraglichkeit ihres Anlageportfolios jahrlich
misst und veroffentlicht

Ablehnen

Die Formulierung «Sie stellt sicher (...)» ist nicht
umsetzbar. Gemass Artikel 51a BVG gehort die
Festlegung der Ziele und Grundséatze der Vermo-
gensverwaltung sowie die Durchfithrung und
Uberwachung des Anlageprozesses zu den un-
Ubertragbaren und unentziehbaren Aufgaben der
Verwaltungskommission. Daraus ergibt sich,
dass die Stadt der PVK von Gesetzes wegen
keine Vorschriften zur Vermdgensanlage machen
kann. Zudem sind der PVK nebst der Stadt noch
10 weitere Organisationen angeschlossen. Des-
halb priorisiert der Gemeinderat den Antrag
FSU“°,

Art. 6 Zusammenarbeit

! Die Stadt arbeitet zur Erreichung der Ziele
des Klimatbereinkommens von Paris und die-
ses Reglements mit dem Bund, dem Kanton
und anderen Gemeinden, mit der Zivilgesell-
schaft, der Wissenschaft, der Wirtschaft und
internationalen Netzwerken zusammen.

2 Insbesondere unterstiitzt und verstarkt sie
bestehende Massnahmen auf Bundes-, Kan-
tons- und regionaler Ebene.

SP/JUSO*:

3 Sie unterstitzt die Aktivitaten der Zivilge-
sellschaft zur Entfaltung von Sharing Eco-
nomy-Ansatzen und von sozialer Innovation.

Annehmen

Mit den in Absatz 1 erwahnten Akteuren ist die Zu-
sammenarbeit bereits breit abgestitzt.

Der Gemeinderat erachtet daher den Mehrwert die-
ser Erganzung nur als bedingt gegeben.

42 Begrindung: Ohne die Aktivitaten und die Kreativitat der Zivilgesellschaft in Form von zivilgesellschaftlichen Initiativen sind die Klimaziele und die
Dekarbonisierung nicht zu erreichen. Demzufolge mussen zivilgesellschaftliche Akteure und ihre sozialen Innov ationen (z.B. Sharing Economy-Aktivita-

ten) unterstiitzt werden.
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Art. 7 Entwicklungszusammenarbeit

1 Die Stadt setzt den gleichen Betrag, den sie
fur die Entwicklungszusammenarbeit geméss
Artikel 19 Absatz 2 der Gemeindeordnung der
Stadt Bern vom 3. Dezember 1998% budge-
tiert, fir Klimaschutz- oder Klimaanpassungs-
projekte in Entwicklungslandern ein.

2 Der Gemeinderat erarbeitet Richtlinien, nach
denen Klimaschutz- und Klimaanpassungs-
projekte in Entwicklungslandern unterstitzt
werden.

GFL/EVP*;

[bisheriger Art. 7 ersetzten durch:]

Art. 7 Projekte im Rahmen der geografischen
Klimagerechtigkeit»

1 Die Stadt setzt konkrete Projekte in Landern
um, welche besonders von den Folgen des
Klimawandels betroffen sind oder sie unter-
stiitzt solche Projekte. Die entsprechenden
Ressourcen werden jéhrlich budgetiert und in
die Aufgaben- und Finanzplanung aufgenom-
men.

2 Der Gemeinderat erarbeitet Kriterien, nach
denen Klimaschutz- und Klimaanpassungs-
projekte umgesetzt oder unterstitzt werden.

Annehmen
Der Gemeinderat kann die Begrindung des Antrags
gut nachvollziehen.

FDP/JF®:

T i ’ .
l.B'e Sta'eltl sl etzt-den glelelleHIBe_ trag d..e” 5|e.|lu||
19-Absatz 2 der Gemeindeordnung-der-Stadt

Ablehnen

43 SSSB 101.1

4 Begrundung: Im Gegensatz zum Antrag des Gemeinderats wiinschen wir einen Artikel, der auf der Handlungsebene statt auf der Finanzierungseb ene
basiert. Zu 1: Angesichts der Dringlichkeit des weltweiten Klimaschutzes und der historischen Verantwortung, die die Industrienationen und auch die
Stadt Bern flr die heutige Notsituation tragen, ist die Unterstitzung der armeren Lander, die am starksten von den Klimaveran derungen betroffen sind,
nicht nur ein Gebot der Fairness, sondern auch im eigenen Interesse. Im Vergleich zur Stadt Bern haben bestimmte andere Lebensorte besonders
schlechte Chancen, die Folgen der Klimaveranderungen tragen zu kénnen, und sie sollen daher punktuell unterstitzt werden (geografische Klimagerech-
tigkeit). Zu 2: Die Projekte sollen méglichst direkt umgesetzt bzw. unterstiitzt werden. Die Kriterien sollen niederschwellig sein und langfristige Zusam-
menarbeiten erméglichen, die schliesslich zu einer erwiesenen Wirkung beitragen; sie dienen auch der Qualitatssicherung, damit die gesprochenen Mittel

im Sinne der Klimagerechtigkeit eingesetzt werden.

4 Begrundung: Die Stadt Bern soll sich auf ihrem Stadtgebiet dafiir einsetzen, dass die Ziele des Klimatbereinkommens erreicht werden. Weitergehende

Entwicklungszusammenarbeit fallt in die Zustandigkeit des Kantons bzw. des Bundes. Im Ubrigen unterstiitzt die Stadt Bern Projekte der Entwicklungs-
zusammenarbeit und humanitaren Hilfe mit jahrlich CHF 180'000. Wennschon missten diese Mittel fur lokalen Klimaschutz eingesetzt werden, da der
Effekt kontrolliert werden kdnnte und mit weniger Nebenkosten verbunden ware. Allein der mit dem Einsatz der Mittel im Ausland einhergehende admi-
nistrative Aufwand wiirde wohl einen Grossteil der CHF 180'000 effektlos beanspruchen.
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| | I budge_tlellt N
2 i i i HAH 1
DerGemeinderat erarbeitet Richtlinien, nach de
hen |;||.|'|a|55| N :I E N 9SpFoj

GB/JA!4:

Art. 7 Abs. 11 Bie-Stadtsetzt dengleichenBetrag;
de..“ 5|e! IH.I' dl 'e;E':'t“ X glszusalmn_enlalbelt g€
i Kl I | i ol

1 Die Stadt Bern setzt jahrlich mindestens 0,1
Prozent der budgetierten Gesamtausgaben der
Stadt fur Klimaschutz- und Klimaanpassungs-
projekte in Entwicklungslandern ein.

Ablehnen

Mit der Festlegung eines prozentualen Mindestbe-
trags der Gesamtausgaben wird in den Budgetie-
rungsprozess eingegriffen, wodurch zwei sehr unter-
schiedliche Prozesse vermischt werden, was es zu
vermeiden gilt.

Art. 8 Prifung stadtischer Vorlagen auf
Klimavertraglichkeit

Samtliche Vorlagen, die dem Stadtrat unter-
breitet werden, missen Ausfihrungen zu all-
falligen Auswirkungen auf das Klima sowie
zur Vereinbarkeit mit den Zielen dieses Regle-
ments enthalten.

FSU“:

Art 8:

Samtliche Vorlagen,—die-dem-Stadtrat-unterbrei-
tetwerden—mussen Ausfihrungen zu allfalligen
Auswirkungen auf das Klima sowie zur Verein-
barkeit mit den Zielen dieses Reglements enthal-
ten.

Annehmen

46 SSSB 101.1

47 Begrundung: Im Moment sind die Hauptverursacher*innen der Klimakrise wenig bis gar nicht davon betroffen. Die am starksten betroffenen Me nschen
tragen oft bedeutend weniger zur Klimakrise bei. Dementsprechend soll jahrlich 0.1% des Budgets fur Klimaschutz- und Klimaanpassungsprojekte in
Entwicklungslandern eingesetzt werden. Dieser Budgetposten darf keine anderen Klimaschutzmassnahmen ersetzen und muss zusatzlich zur bereits
laufenden Entwicklungszusammenarbeit eingefuhrt werden.

48

Begrindung: Der Artikel soll auch fur Vorlagen gelten, die in der Zustandigkeit des Gemeinderats liegen. Auch wenn dies laut Erlauterunge n nicht

zwingend notig ist, sollte es hier festgeschrieben werden. Wenn alle Geschéfte nach Klimavertraglichkeit (inkl. Emissionen ausserhalb des Stadtgebiets
und graue Energie) untersucht werden, hilft dies, das Bewusstsein in der Verwaltung zu starken.
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1 Die Stadt Bern erhebt und verdéffentlicht jahr-

lich die territorialen Treibhausgasemissionen der
Stadtverwaltung und diejenigen im ganzen Stadt-
gebiet.

Art. 9 Controlling, Berichterstattung und FSU“: Annehmen
Anpassung der Energie- und Art. 9 Abs. 1
Klimastrategie 1 Die Stadt erhebt jahrlich die Treibhausgasemis-
1 Die Stadt erhebt jahrlich die territorialen sionen der Stadtverwaltung und diejenigen im
Treibhausgasemissionen der Stadtverwaltung | ganzen Stadtgebiet. Sie ergdnzt und verbes-
und diejenigen im ganzen Stadtgebiet. sert kontinuierlich die dazu notwendigen sta-
tistischen Grundlagen..
GB/JA!%: Ablehnen
Art. 9 Abs. 1 Mit dem zweijéhrlich erscheinenden Controllingbe-

richt zur Energie- und Klimastrategie ist eine serigse
Berichterstattung gewabhrleistet.

Muss der Bericht jahrlich verdéffentlicht werden, wer-
den personelle und finanzielle Ressourcen gebun-
den, die besser fir die Umsetzung der Massnahmen
eingesetzt werden.

2 Der Gemeinderat erstattet alle zwei Jahre 6f-
fentlich Bericht, ob die in der Energie- und
Klimastrategie fur die Stadtverwaltung und
fir die ganze Stadt gesetzten Ziele Gbertrof-
fen, erreicht oder nicht erreicht wurden und
in welchen Bereichen zusatzlicher Hand-
lungsbedarf besteht.

3 Der Gemeinderat Uberarbeitet die Energie-
und Klimastrategie regelmassig und passt sie
so an die veranderten Verhaltnisse an, dass
die Ziele von Artikel 2 erreicht werden kdn-
nen.

FSUSL:

Art. 9 Abs. 2

2 Der Gemeinderat erstattet alle zwei Jahre 6f-
fentlich Bericht, ob die in der Energie- und Kili-
mastrategie fur die Stadtverwaltung und fir die
ganze Stadt gesetzten Ziele Ubertroffen, erreicht
oder nicht erreicht wurden und in welchen Berei-
chen zusatzlicher Handlungsbedarf

besteht. Der Bericht wird dem Stadtrat zur
Kenntnis gebracht.

Annehmen
Die Antrage FSU®! und FDP/JF, Die Mitte>? gehoren
zusammen.

4 Begrundung: Die statistischen Grundlagen sollen wo immer moglich auf in Bern erhobenen Realdaten basieren und nicht auf Schatzungen zuriickgrei-

fen missen.

50 Begrindung: Fir die Transparenz soll die Stadt die erhobenen Emissionen von sich aus veroffentlichen. Es ist jedoch nicht nétig, diese durch einen

grossen Bericht zu begleiten.

51 Begrindung: Mit der Traktandierung des Controlling-Berichts wird dem Stadtrat standardmassig die Mdglichkeit gegeben, alle zwei Jahre mittels Pla-
nungserklarungen korrigierend eingreifen zu kénnen, insbesondere auch in Bezug auf mégliche zu treffende Massnahmen.
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FDP/JF, Die Mitte®:

2 Der Gemeinderat erstattet alle zwei Jahre 6f-
fentlich Bericht, ob die in der Energie- und Kli-
mastrategie fur die Stadtverwaltung und fur die
ganze Stadt gesetzten Ziele Ubertroffen, erreicht
oder nicht erreicht wurden und in welchen Berei-
chen zusatzlicher Handlungsbedarf besteht. Der
Bericht wird den zustdndigen Stadtratskom-
missionen zur Kenntnis gebracht.

Die Antrage FSU%! und FDP/JF, Die Mitte>? gehdren
zusammen.

Aus Sicht des Gemeinderats ist der Antrag FDP/JF,
Die Mitte5? ebenfalls ein gangbarer Weg.

FDP/JF, Die Mitte®3:

2 Der Gemeinderat erstattet alle vier Jahre 6f-
fentlich Bericht, ob die in der Energie- und Kli-
mastrategie fur die Stadtverwaltung und fur die
ganze Stadt gesetzten Ziele Ubertroffen, erreicht
oder nicht erreicht wurden und in welchen Berei-
chen zusatzlicher Handlungsbedarf besteht.

Ablehnen

Ein vierjahriger Zyklus ist zu lang, es muss friiher ab-
geschatzt werden kdnnen, ob die Stadt sich noch auf
dem Zielpfad befindet.

Art. 10 Vorgehen bei Verfehlung des Ab-
senkpfads

1 Werden die Zwischenziele von Artikel 2 Ab-
satz 1 um drei Prozent oder mehr verfehlt, er-
greift die Stadt zusatzliche Massnahmen.

2 Der Gemeinderat definiert spatestens drei
Monate, nachdem er die Verfehlung eines
Zwischenziels mit dem Bericht gemass Arti-
kel 9 Absatz 2 6ffentlich gemacht hat, zusatz-

FSU%*:

Art. 10 Abs. 1

1 Werden die Zwischenziele von Artikel 2 Absatz
Ium-drei-Prozent-odermehr verfehlt, ergreift die
Stadt zuséatzliche Massnahmen.

Ablehnen

Der Gemeinderat hélt an seiner urspriinglichen For-
mulierung fest. Es wird kaum je eine Punktlandung
erreicht und eine gewisse Spannbreite ist operativ
notwendig. Auch mit dieser kleinen Spannbreite wird
der Zielpfad jedoch nicht verfehilt.

52 Begriundung: Es ware nicht effizient und zielfihrend, den Bericht dem ganzen Stadtrat vorzulegen. Stattdessen soll der Bericht bloss in den dafir

sachlich zustandigen Stadtratskommissionen vorgelegt und darin besprochen werden.
53 Begrlindung: Berichterstattung ist aufwandig und kostenintensiv. Sie muss deshalb in einem sinnvollen Kosten-Nutzenverhaltnis stehen. Das Kosten-
Nutzenverhaltnis wird auch durch die Kadenz der Berichterstattung beeinflusst - ihm wird mit einer Berichterstattung alle vier Jahre gerecht.
5 Begrindung: Die Sektoren Warme und Mobilitat (Art. 2 Abs. 2 bzw. Abs. 3) sollen ihre Minimalziele eigenstandig erreichen, sodass eine Sal dierung
dieser beiden zentralen Sektoren mit einer giinstigeren Zielerreichung in anderen Sektoren nicht mdglich ist. Die Marge von drei Prozent soll gestrichen
werden, da die definierten Absenkpfade als Minimalziele zu interpretieren sind.
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liche Massnahmen und unterbreitet diese da-
nach dem Stadtrat zur Beschlussfassung, so-
weit er nicht selbst zustandig ist.

Ablehnen
Wird der Zielpfad verfehlt, ist es unerlasslich, zuséatz-
liche Massnahmen zu ergreifen.

" s ndiaist
GB/JA!®; Ablehnen
Art. 10 Abs. 3 Die Rahmenbedingungen kdnnen sich &ndern, es ist

3 Der Gemeinderat beschliesst spatestens bis
drei Monaten nach in Kraft treten des Klima-

reglements verbindliche Notfallmassnahmen.
Diese treten in Kraft, wenn einer der Absenk-
pfade um mindestens 3% verfehlt wird.

daher weder sinnvoll noch mdéglich, bereits vorgangig
Massnahmen zu beschliessen.

Zudem sind alle Massnahmen gleichwertig und mus-
sen mit der notwendigen Sorgfalt in Zusammenarbeit
mit allen beteiligten Akteuren umgesetzt werden.

Art. 11 Zustandigkeiten

! Die Zustandigkeit fur die Umsetzung der ein-
zelnen Massnahmen nach Artikel 4 richtet
sich nach den Festlegungen in der Energie-
und Klimastrategie des Gemeinderats. Wenn
eine Massnahme den Erlass oder die Ande-
rung eines Reglements oder einen anderen
Beschluss des Stadtrates oder der Stimmbe-

% Begrindung: Griffige Sanktionsmassnahmen, die sofort greifen sind notwendig, wenn einer der Absenkpfade um mindestens 3% verfehlt wird. Die
Notfallmassnahmen sollen zu einer starken Reduktion der Emissionen fihren, um wieder auf Kurs zu kommen.
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rechtigten erfordert, obliegt der in der Ener-
gie- und Klimastrategie bezeichneten Stelle
die Antragstellung.

2 Artikel 5 ist von allen Verwaltungseinheiten
in ihrem Tatigkeitsbereich umzusetzen.

3 Das Controlling, die Berichterstattung und
die Anpassung der Energie- und Klimastrate-
gie nach Artikel 9 sowie das Vorgehen bei
Verfehlung des Absenkpfads nach Artikel 10
liegen in der Verantwortung der Direktion far
Sicherheit, Umwelt und Energie.

4In den Ubrigen Fallen liegt die Zustandigkeit
beim Gemeinderat.
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Art. 12 Finanzierung

! Die fur den Vollzug zustandigen Direktionen
nehmen die zur termingerechten Zielerrei-
chung erforderlichen Mittel rechtzeitig in den
Integrierten Aufgaben- und Finanzplan (IAFP)
und die Mittelfristige Investitionsplanung
(MIP) auf.

FDP/JF, Die Mitte®:

Bie-tik E’.E“ nEIZEg_ZHSEEHIEiIgEII E. extionen
HEI'I“E“.E“E Z F_EIIIIIIIgEIEE_II_EEI_I Ziele Elsllb.mg
EIIEIHEFHIE“E I IHIEI.IEEIIEZEIIHQE“EE; Intlsgll.lsl

Ablehnen

In der Energie- und Klimastrategie sind den einzel-
nen Massnahmen federfihrende Direktionen zuge-
ordnet. Die federfihrenden Direktionen missen wis-
sen, dass sie die finanziellen Mittel fir die Umset-
zung der Massnahme in den ordentlichen Budgetpro-
zess aufnehmen muissen.

2 Es gelten die ordentlichen Finanzkompeten-
zen.

FDP/JF, Die Mitte®":
2 | : Lentlic! .

Ablehnen
Mit diesem Artikel wird bekréaftigt, dass die geltenden
Finanzkompetenzen nicht verandert werden.

GB/JA!%;

Art. 12 Abs. 3

3Fur die Umsetzung der Ziele dieses Regle-
ments wird zusatzlich eine Spezialfinanzie-
rung eingefihrt.

Ablehnen

Mit der zurzeit in Uberarbeitung stehenden Finanz-
planung FISBE wéhlt der Gemeinderat einen ande-
ren Weg der Finanzierung.

Die neue Finanzplanung lehnt sich an die Rah-
menstrategie Nachhaltige Entwicklung mit ihren
sechs Handlungsschwerpunkten an. Darunter fallt
auch der Handlungsschwerpunkt 3 «Klimaschutz und
Klimaanpassung».

Die Finanzplanung muss sich in Zukunft nach den
Handlungsschwerpunkten und den Berner Nachhal-
tigkeitszielen richten. Damit wird erreicht, dass die Fi-
nanzen gezielt in allen Dimensionen der nachhaltigen
Entwicklung eingesetzt werden kdénnen. Eine An-
nahme des Antrages GB/JA!®® wiirde dem breiteren
Ansatz der Finanzplanung widersprechen.

Art. 13  Inkrafttreten

56

Begriindung: Der Artikel bzw. Absatz ist obsolet - die Finanzplanung, auch jene fur die Umsetzung des Klimareglements, ist anderweitig festgelegt.

Alle erforderlichen Mittel sind im IAFP aufzunehmen, egal, ob es in einem Reglement steht oder nicht.

57

nung, dass die ordentlichen Finanzkompetenzen gelten.

58

Begrindung: Der Artikel bzw. Absatz ist obsolet - da keine Spezialregelung i.S. Finanzkompetenzen festgelegt wird, bedarf es keiner expliziten Nen-

Begrindung: Ein Reglement, das sicherstellen will, dass Klimaschutzmassnahmen wirklich umgesetzt werden, braucht einen griffigen Finanzierungs-
mechanismus. Dies kann nicht den Direktionen und dem reguléren IAFP-Prozess Uberlassen werden.
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Der Gemeinderat bestimmt den Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Reglements.




	Reglement über Klimaschutz (Klimareglement, KR); Erlass
	Stellungnahme des Gemeinderates zu den Anträgen aus der ersten Lesung, Stand 9.12.2021, 18.00 Uhr.
	Legende zur Synopsis:

